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624. Verordnung: Berufsausbildung eines Kindes außerhalb des Wohnortes
625. Verordnung: Änderung der Verordnung betreffend Arzneimittel, die nicht in Verkehr ge-

bracht werden dürfen
626. Verordnung: Änderung der Verordnung betreffend Angaben der Kennzeichnung, Fach-

und Gebrauchsinformation bei bestimmten Arzneispezialitäten
627. Verordnung: Übertragung des Rechtes zur Ernennung von Bundesbeamten an Leiter von

Dienstbehörden erster Instanz
628. Verordnung: Festsetzung der Pauschalvergütung für den verlängerten Dienstplan und einer

pauschalierten Aufwandsentschädigung für bestimmte Angehörige des. Bun-
desheeres

629. Verordnung: Erdäpfel-Ausgleichszahlungs- und Erdäpfelstärkeprämien-Verordnung 1995

624. Verordnung des Bundesministers für Finanzen betreffend eine Berufsausbildung
eines Kindes außerhalb des Wohnortes

Zu § 34 Abs. 8 des Einkommensteuergesetzes 1988, BGBl. Nr. 400, wird verordnet:
§ 1. Ausbildungsstätten, die vom Wohnort mehr als 80 km entfernt sind, liegen nicht innerhalb des

Einzugsbereiches des Wohnortes.
§2. (1) Ausbildungsstätten innerhalb einer Entfernung von 80km zum Wohnort gelten dann als

nicht innerhalb des Einzugsbereiches des Wohnortes gelegen, wenn die Fahrzeit vom Wohnort zum
Ausbildungsort bzw vom Ausbildungsort zum Wohnort mehr als je eine Stunde bei Benützung des
schnellsten öffentlichen Verkehrsmittels beträgt. Wegzeiten von der Wohnung zur Einstiegstelle des
öffentlichen Verkehrsmittels oder von der Ausstiegstelle zur Ausbildungsstätte bleiben jeweils für Weg-
strecken bis l 500 m außer Ansatz.

(2) Ausbildungsstätten innerhalb einer Entfernung von 80 km zum Wohnort gelten jedenfalls als in-
nerhalb des Einzugsbereiches des Wohnortes gelegen, wenn von diesen Gemeinden die tägliche Hin- und
Rückfahrt zum und vom Studienort nach den Verordnungen gemäß § 26 Abs. 3 des Studienförderungsge-
setzes 1992, BGBl. Nr 305, zeitlich noch zumutbar ist.

(3) Ausbildungsstätten innerhalb einer Entfernung von 80 km gelten als nicht im Einzugsbereich des
Wohnortes gelegen, wenn Schüler oder Lehrlinge, die innerhalb von 25 km keine adäquate Ausbil-
dungsmöglichkeit haben, für Zwecke der Ausbildung außerhalb des Hauptwohnortes eine Zweitunter-
kunft am Ausbildungsort bewohnen (zB Unterbringung in einem Internat).

§ 3. Erfolgt die auswärtige Berufsausbildung im Rahmen eines Dienstverhältnisses, steht der pau-
schale Freibetrag für die auswärtige Berufsausbildung nur dann zu, wenn die Voraussetzungen gemäß
§§ l und 2 vorliegen und von den Eltern Unterhaltszahlungen von nicht untergeordneter Bedeutung für
eine Zweitunterkunft am Schulort oder für Fahrtkosten zu leisten sind.

§ 4. Die Verordnung ist für Zeiträume ab l September 1995 anzuwenden.

Staribacher

625. Verordnung des Bundesministers für Gesundheit und Konsumentenschutz, mit der
die Verordnung betreffend Arzneimittel, die nicht in Verkehr gebracht werden dürfen,

geändert wird
Auf Grund des § 5 des Arzneimittelgesetzes, BGBl. Nr 185/1983, zuletzt geändert durch die Bun-

desgesetze BGBl. Nr. 107/1994 und BGBl. Nr 1105/1994, wird verordnet:
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Die Verordnung betreffend Arzneimittel, die nicht in Verkehr gebracht werden dürfen, BGBl.
Nr. 232/1989, zuletzt geändert durch die Verordnung BGBl. Nr 555/1994, wird wie folgt geändert:

l §2 lautet:
„§ 2. Arzneispezialitäten, die Metamizol oder seine Salze in Kombination mit anderen wirksamen

Bestandteilen enthalten, dürfen nicht in Verkehr gebracht werden, es sei denn, es handelt sich um
l Arzneispezialitäten, die zur ausschließlichen Anwendung an Tieren bestimmt sind, oder
2. Arzneispezialitäten zur oralen oder rektalen Anwendung, die Metamizol oder seine Salze in

Kombination mit spasmolytisch wirkenden Bestandteilen enthalten."
2. Nach § 9 wird folgender § 10 angefügt:
„§ 10. Arzneimittel, die Paraffinum liquidum enthalten und zur lokalen Anwendung in der Nase

bestimmt sind, dürfen ab 1. November 1995 nicht mehr in Verkehr gebracht werden."

Krammer

626. Verordnung des Bundesministers für Gesundheit und Konsumentenschutz, mit der
die Verordnung betreffend Angaben der Kennzeichnung, Fach- und Gebrauchsinforrna-

tion bei bestimmten Arzneispezialitäten geändert wird
Auf Grund des § 5 des Arzneimittelgesetzes, BGBI. Nr 185/1983, zuletzt geändert durch die Bun-

desgesetze BGBl. Nr. 107/1994 und BGBl. Nr 1105/1994, wird verordnet:
Die Verordnung betreffend Angaben der Kennzeichnung, Fach- und Gebrauchsinformation bei be-

stimmten Arzneispezialitäten, BGBl. Nr 64/1992, wird wie folgt geändert:
1. §4 lautet:
„§ 4. (1) Arzneispezialitäten für Tiere, die Chloramphenicol enthalten, müssen
l im Textabschnitt „Arzneispezialitäten für Tiere, Wartezeit" der Kennzeichnung und
2. im Textabschnitt „Vorsichtsmaßnahmen für die Verwendung" der Gebrauchsinformation und
3. im Textabschnitt „Besondere Warnhinweise zur sicheren Anwendung" der Fachinformation

den Hinweis „Nicht bei Tieren anwenden, die der Gewinnung von Lebensmitteln oder Arzneimitteln
dienen" aufweisen.

(2) Bei Arzneispezialitäten gemäß Abs. l dürfen in Kennzeichnung, Fach- und Gebrauchsinforma-
tion keine Anwendungsgebiete aufscheinen, die auf eine Anwendung an Tieren hinweisen, die der Le-
bensmittel- oder Arzneimittelgewinnung dienen."

2. § 5 lautet:
„§ 5. (1) Arzneispezialitäten, die Angiotensin-Converting-Enzym (ACE)-Hemmer enthalten, müssen

im Textabschnitt „Wechselwirkungen" der Fach- und Gebrauchsinforrnation folgende oder eine in-
haltsgleiche Angabe aufweisen:

„Nach gleichzeitiger Anwendung von blutzuckersenkenden Arzneimitteln wurde in Einzelfällen
über eine Verstärkung der blutzuckersenkenden Wirkung berichtet."

(2) Arzneispezialitäten im Sinne des Abs. l müssen im Textabschnitt „Besondere Warnhinweise zur
sicheren Anwendung" der Fachinformation folgende oder eine inhaltsgleiche Angabe aufweisen:

„Besondere Vorsicht hinsichtlich des Auftretens eines angioneurotischen Ödems ist insbesondere
geboten bei Patienten im Rahmen einer Desensibilisierungstherapie oder nach Insektenstichen."

(3) Arzneispezialitäten im Sinne des Abs. l müssen im Textabschnitt „Besondere Warnhinweise"
der Gebrauchsinforrnation folgende oder eine inhaltsgleiche Angabe aufweisen:

„Ein erhöhtes Risiko für das Auftreten eines angioneurotischen Ödems (Schwellung im Gesichtsbe-
reich, die auch Mund, Rachen und Kehlkopf betreffen kann) besteht bei Patienten im Rahmen einer
Desensibilisierungstherapie oder nach Insektenstichen."

(4) Arzneispezialitäten im Sinne des Abs. l müssen in der Fach- und Gebrauchsinformation folgen-
de oder inhaltsgleiche Angaben aufweisen:

l im Textabschnitt „Gegenanzeigen"
„Besondere Vorsicht ist geboten bei Vorliegen einer Psoriasis oder gestörten Immunreaktion."
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2. im Textabschnitt „Nebenwirkungen"'
„Psoriasiforme Exantheme."

3. Dem § 5 werden folgende §§ 6 und 7 angefügt:
„§ 6. (1) Bei Calciumkanalblocker der l ,4-Dihydropyridinklasse enthaltenden Arzneispezialitäten,

für die noch folgende Anwendungsgebiete ganz oder teilweise beansprucht werden:
„Zur Behandlung der koronaren Herzkrankheit (Zustände mit unzureichender Sauerstoffversorgung

des Herzmuskels):
- instabile Angina pectoris (Crescendoangina, Ruheangina) einschließlich der vasospastischen

Angina (Prinzmetal-Angina, Variant-Angina)
- Angina pectoris nach Herzinfarkt (außer in den ersten acht Tagen nach dem akuten Myokardin-

farkt)"
sind die Angaben im Textabschnitt „Anwendungsgebiete" der Fach- und Gebrauchsinformation auf fol-
gende Anwendungsgebiete einzuschränken:

- „chronisch stabile Angina pectoris (Belastungsangina)"
- „vasospastische Angina (Prinzmetal-Angina, Variant-Angina)"

Das Anwendungsgebiet Hypertonie bleibt von dieser Maßnahme unberührt.
(2) Arzneispezialitäten, die Calciumkanalblocker der 1,4-Dihydropyridinklasse enthalten, müssen in

der Fach- und Gebrauchsinformation folgende oder inhaltsgleiche Angaben aufweisen:
l im Textabschnitt „Gegenanzeigen"-

„Instabile Angina pectoris, da die Arzneispezialität bei solchen Patienten die Ausweitung der
myokardialen Ischämie begünstigen und zu einer Linksherzinsuffizienz beitragen kann."

2. im Textabschnitt „Nebenwirkungen"
„Gelegentlich kann es, insbesondere zu Beginn der Behandlung oder bei Dosiserhöhung, zum
Auftreten von Angina-pectoris-Anfällen beziehungsweise bei Patienten mit bestehender Angina
pectoris zu einer Zunahme von Häufigkeit, Dauer und Schweregrad der Anfälle kommen. Verein-
zelt ist das Auftreten eines Herzinfarktes beschrieben worden."

(3) Dem Textabschnitt „Nebenwirkungen" im Sinne des Abs. 2 Z 2 kann in Verbindung mit dem
letzten Satz des Abs. 2 Z 2 nachstehender Satz angeschlossen werden:

„Ein ursächlicher Zusammenhang mit der Therapie ist in Anbetracht der zugrundeliegenden Erkran-
kung nicht gesichert, kann aber auch nicht ausgeschlossen werden."

(4) Die Abs. l bis 3 gelten nicht für Arzneispezialitäten, die zur ausschließlichen Anwendung am
Tier bestimmt sind.

§ 7. (1) Arzneispezialitäten, die den §§ l bis 4 nicht entsprechen, dürfen nicht in Verkehr gebracht
werden.

(2) Bis zum l Dezember 1995 sind die für die Aufnahme der Angaben und Hinweise gemäß §§ 5
und 6 erforderlichen Anträge oder Meldungen gemäß § 24 des Arzneimittelgesetzes vorzulegen. Arznei-
spezialitäten im Sinne der §§ 5 und 6, für die die erforderlichen Anträge oder Meldungen nicht bis zum
l Dezember 1995 vorgelegt werden, dürfen ab diesem Zeitpunkt nicht in Verkehr gebracht werden."

Krammer

627. Verordnung des Bundesministers für Inneres betreffend die Übertragung des Rech-
tes zur Ernennung von Bundesbeamten an Leiter von Dienstbehörden erster Instanz

Auf Grund des Art. 66 Abs. l B-VG in der Fasssung BGBl. Nr 1013/1994 in Verbindung mit der
Entschließung des Bundespräsidenten, BGBl. Nr 54/1995, wird verordnet:

§ 1. Dem Leiter des Bundesasylamtes wird das Recht zur Ernennung von Bundesbeamten auf die in
§ 2 genannten Planstellen übertragen.

§ 2. Das Ernennungsrecht umfaßt
l für Beamte des Allgemeinen Verwaltungsdienstes in den Verwendungsgruppen

A7 bis A4 alle Planstellen
A3 die Grundlaufbahn und die Funktionsgruppen l und 2
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2. für Beamte der Allgemeinen Verwaltung und in handwerklicher Verwendung in den Verwen-
dungsgruppen
E, D und P l bis P5 alle Planstellen
C die Dienstklassen III und IV

§ 3. Den Landesgendarmeriekommandanten sowie dem Leiter der Gendarmeriezentralschule wird
das Recht zur Ernennung von Bundesbeamten auf die in § 4 genannten Planstellen übertragen.

§ 4. Das Ernennungsrecht umfaßt
l für Beamte des Allgemeinen Verwaltungsdienstes in den Verwendungsgruppen

A7 bis A4 alle Planstellen
A3 die Grundlaufbahn und die Funktionsgruppen l und 2

2. für Beamte des Exekutivdienstes in den Verwendungsgruppen
E 2c und E 2b alle Planstellen
E 2a die Grundlaufbahn und die Funktionsgruppen l bis 4

3. für Beamte der Allgemeinen Verwaltung und in handwerklicher Verwendung in den Verwen-
dungsgruppen
E, D und P l bis P5 alle Planstellen
C die Dienstklassen III und IV

4. für Wachebeamte in den Verwendungsgruppen
W 3 alle Planstellen
W 2 die Dienstklassen III und IV

Einem

(528. Verordnung des Bundesministers für Landesverteidigung über die Festsetzung der
Pauschalvergütung für den verlängerten Dienstplan und einer pauschalierten Aufwands-

entschädigung für bestimmte Angehörige des Bundesheeres
Auf Grund der §§ 16a und 20 in Verbindung mit § 15 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl.

Nr. 54, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 297/1995, und § 22 Abs. l des Vertragsbe-
dienstetengesetzes 1948, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 297/1995, wird mit Zu-
stimmung des Bundeskanzlers und des Bundesministers für Finanzen verordnet:

§ 1. Den Soldaten, die dem Bundesheer auf Grund eines Dienstverhältnisses angehören, gebührt eine
monatliche Pauschalvergütung für den verlängerten Dienstplan sowie eine pauschalierte Aufwandsent-
schädigung nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen.

§ 2. Die Pauschalvergütung für den verlängerten Dienstplan der Soldaten, die dem Bundesheer auf
Grund eines Dienstverhältnisses angehören, beträgt monatlich

l für Offiziere........................................................................................................................ 5,07 vH,
2. für Unteroffiziere............................................................................................................... 4,14 vH,
3. für Chargen ........................................................................................................................ 1,07 vH

des Gehaltes (einschließlich allfälliger Teuerungszulagen) der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V der
Beamten der Allgemeinen Verwaltung nach § 118 Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956.

§ 3. Die Pauschalvergütung für den verlängerten Dienstplan der Soldaten an der Theresianischen
Militärakademie, die

l am Grundausbildungslehrgang für die Verwendungsgruppe H 2 oder
2. an der Truppenoffiziersausbildung

teilnehmen, beträgt monatlich 18,55 vH des Gehaltes (einschließlich allfälliger Teuerungszulagen) der
Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V der Beamten der Allgemeinen Verwaltung nach § 118 Abs. 3 des Ge-
haltsgesetzes 1956.

§ 4. Die pauschalierte Aufwandsentschädigung beträgt für Offiziere und Unteroffiziere monatlich
200 S und für Chargen 110 S.

§ 5. (1) § 3 tritt mit l September 1995 in Kraft.
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(2) Die Verordnung des Bundesministers für Landesverteidigung über die Festsetzung der Pauschal-
vergütung für den verlängerten Dienstplan und einer pauschalierten Aufwandsentschädigung für be-
stimmte Angehörige des Bundesheeres, BGBl. Nr 24/1975, tritt außer Kraft.

Fasslabend

629. Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft über die Zahlung
eines Ausgleichsbetrags für Stärkeerdäpfel und einer Prämie für Erdäpfelstärke
(Erdäpfel-Ausgleichszahlungs- und Erdäpfelstärkeprämien-Verordnung 1995)

Auf Grund §§ 96 Abs. l, 99 Abs. l, 101 und 108 des Marktordnungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 210,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz, BGBl. Nr. 298/1995, (MOG) wird verordnet:

l ABSCHNITT

Allgemeines

Anwendungsbereich
§ 1. Die Vorschriften dieser Verordnung dienen der Durchführung der Rechtsakte des Rates der

europäischen Union und der europäischen Kommission, über die im Rahmen der gemeinsamen Markt-
organisation für Getreide den Erdäpfelerzeugern für gelieferte Stärkeerdäpfel zu zahlende Ausgleichs-
zahlung und die dem Stärkeunternehmen für die Herstellung von Erdäpfelstärke zu zahlende Prämie,
insbesondere den Verordnungen (EWG) Nr 1766/92, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 97/95 und (EG)
Nr. 1863/95.

Zuständigkeit
§ 2. Für die Vollziehung dieser Verordnung und der im § l genannten Rechtsakte ist
l für die Zuteilung der Unterkontingente und die Kürzung des Unterkontingents gem. Art. 6 Abs. 2

der Verordnung (EG) Nr 1868/94 der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft und
2. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen die Marktordnungsstelle "Agrarmarkt Austria" (AMA)

zuständig.

Kontigentierungs(Quoten)regelung
§ 3. (1) Das Stärkeunternehmen hat der AMA bis spätestens 31 März eines jeden Wirtschaftsjahres

mitzuteilen, ob und gegebenenfalls mit welcher Menge das zugeteilte Unterkontingent überschritten wur-
de.

(2) Die Inanspruchnahme der Überschreitung des Unterkontingents unter den Voraussetzungen des
Art. 6 Abs. 2 der Verordnung 1868/94 ist bis 31 März eines jeden Wirtschaftsjahres beim Bundesmini-
ster für Land- und Forstwirtschaft zu beantragen.

2. ABSCHNITT

Ausgleichszahlung an die Stärkeerdäpfelerzeuger

Antrag
§ 4. (1) Ausgleichszahlungen werden aufschriftlichen Antrag mittels eines von der AMA aufgeleg-

ten Formblatts gewährt. Der Antrag muß folgende Angaben enthalten:
l Name/Firma und Anschrift des Antragstellers,
2. Betriebsnummer(n); verfügt der Antragsteller über mehrere Betriebsnummern, so hat er die

Hauptbetriebsnummer zu kennzeichnen,
3. Nummer des mit dem Stärkehersteller geschlossenen Anbau- und Liefervertrages,
4. Bankverbindung und Konto bei einem Kreditinstitut mit Sitz im Inland,
5. Menge der gelieferten Stärkeerdäpfel, getrennt nach Kategorien A1, A2 und B,
6. Lieferdatum und
7 Stärkegehalt pro Lieferung.
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Dem Antrag sind die jeweiligen Abnahmescheine über die gelieferten Stärkeerdäpfel sowie jener Beleg,
der den Eingang der jeweiligen Zahlung des Stärkeunternehmens beim Erzeuger für die gelieferten Erd-
äpfel bestätigt, anzuschließen. Die vorgenannten Urkunden können jeweils in Kopie beigebracht werden.

(2) Der Erzeuger kann sich durch das Stärkeunternehmen, mit dem er einen Anbau- und Lieferver-
trag über die zur Stärkeherstellung bestimmten Erdäpfel geschlossen hat, vertreten lassen. Die Vertre-
tungsermächtigung des Stärkeunternehmens umfaßt jedenfalls die Beantragung der Ausgleichszahlung,
sie kann auch die Entgegennahme und Weiterleitung der Ausgleichszahlung an den Erzeuger umfassen.
Diese Ermächtigung ist gleichzeitig mit der Antragstellung in schriftlicher Form nachzuweisen. Für das
Wirtschaftsjahr 1995/96 ist die Befugnis für vor dem 31. Oktober 1995 gestellte Anträge bis spätestens
31 Oktober nachzuweisen. Das Stärkeunternehmen kann Sammelanträge stellen und die gemäß Abs. l
geforderten Angaben auch in einer automationsunterstützt erstellten Form oder in einer zur automations-
unterstützten Datenverarbeitung geeigneten Form übermitteln. Dem Sammelantrag sind alle Unterlagen
gem. Abs. l anzuschließen, sofern die entsprechenden Angaben selbst nicht im Sammelantrag enthalten
sind. Für das Wirtschaftsjahr 1995/96 können einzelne in Abs. l genannte Angaben, für Sammelanträge,
die vor dem 31 Oktober gestellt werden, bis spätestens 31. Oktober nachgebracht werden.

Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten
§ 5. Der Erzeuger hat jedenfalls folgende Belege zu Kontrollzwecken aufzubewahren:
1. Anbau- und Liefervertrag mit dem Stärkeunternehmen,
2. sämtliche Abnahmescheine über getätigte Erdäpfellieferungen zur Stärkeherstellung,
3. Zahlungseingangsbelege über erfolgte Zahlungen durch das Stärkeunternehmen.

Diese Belege sind sieben Jahre lang ab Ende des Kalenderjahres, auf das sie sich beziehen, sicher, geord-
net und überprüfbar aufzubewahren, soweit nicht längere Aufbewahrungsfristen nach anderen Rechtsvor-
schriften bestehen.

Duldungs- und Mitwirkungspflichten
§ 6. (1) Den Organen und Beauftragten des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, der

AMA, der Europäischen Union und des Europäischen Rechnungshofs (Prüforgane) ist das Betreten der
Anbauflächen sowie der Betriebs- und Lagerräume während der Betriebszeit oder nach Vereinbarung zu
gestatten.

(2) Die Prüforgane sind ermächtigt, in die Buchhaltung und alle Unterlagen, die sie für ihre Prüfung
als erforderlich erachten, Einsicht zu nehmen. Kopien der Unterlagen sind auf Verlangen unentgeltlich
zur Verfügung zu stellen.

(3) Bei der Prüfung hat eine geeignete und informierte Person anwesend zu sein, Auskünfte zu ertei-
len und die erforderliche Unterstützung zu leisten.

(4) Die Prüforgane können die zeitweilige Überlassung von Aufzeichnungen und Unterlagen verlan-
gen und haben in diesem Fall deren Aushändigung zu bestätigen.

(5) Im Falle automationsunterstützter Buchführung sind auf Verlangen der Prüforgane und auf
Kosten des Antragstellers Ausdrucke mit den erforderlichen Angaben zu erstellen.

3. ABSCHNITT

Herstellerprämie
Antrag

§ 7 . D a s Stärkeunternehmen h a t d i e Herstellerprämie schriftlich unter Anschluß d e r A b n a h m e s c h e i n e u n d Zahlungsverzeichnisse - jeweils getrennt nach Erzeuger, sofern d i e entsprechenden Angaben

selbst nicht im Antrag enthalten sind - sowie der Unterlagen darüber, daß es die Erdäpfelstärke im betref-
fenden Wirtschaftsjahr selbst erzeugt hat, bei der AMA zu beantragen. Die vorgenannten Unterlagen
können jeweils in Kopie beigebracht werden. Dieser Antrag hat folgende Angaben zu enthalten:

1. Lieferzeitraum der gelieferten Erdäpfel sowie die Mengen, getrennt nach den Kategorien A1, A2
und B, und den Stärkegehalt der Erdäpfel,

2. Verarbeitungszeitraum und
3. Menge der hergestellten Stärke.
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Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten
§ 8. Unbeschadet weitergehender Bestimmungen nach den in § l genannten Rechtsakten ist das

Stärkeunternehmen verpflichtet,
I ordnungsgemäß kaufmännische Bücher zu führen,
2. die in Z l genannten Unterlagen und die darauf Bezug nehmenden geschäftlichen Belege sieben

Jahre ab Ende des Kalenderjahres, auf das sie sich beziehen, mit der Sorgfalt eines ordentlichen
Kaufmannes aufzubewahren, soweit nicht längere Aufbewahrungsfristen nach anderen Vorschrif-
ten bestehen,

3. der AMA spätestens zwei Arbeitstage vor Beginn der voraussichtlichen Anlieferung der Stär-
keerdäpfel die dafür vorgesehenen Übernahmestellen und Lager sowie den jeweiligen voraus-
sichtlichen Zeitraum der Lieferungen und der Verarbeitung anzuzeigen.

Duldungs- und Mitwirkungspflichten
§ 9. (1) Den Organen und Beauftragten des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, der

AMA, der Europäischen Union und des Europäischen Rechnungshofs (Prüforgane) ist das Betreten der
Geschäfts-, Betriebs- und Lagerräume, die Aufnahme der Bestände an Erdäpfel und Stärke sowie die
Entnahme von Proben aus den eingelagerten Erdäpfeln und Stärkemengen während der Geschäfts- und
Betriebszeit oder nach Vereinbarung zu gestatten.

(2) Die Prüforgane sind ermächtigt, in die Buchhaltung und alle Unterlagen, die sie für ihre Prüfung
als erforderlich erachten, Einsicht zu nehmen. Kopien der Unterlagen sind auf Verlangen unentgeltlich
zur Verfügung zu stellen.

(3) Bei der Prüfung hat eine geeignete und informierte Person anwesend zu sein, Auskünfte zu ertei-
len und die erforderliche Unterstützung zu leisten.

(4) Die Prüforgane können die zeitweilige Überlassung von Aufzeichnungen und Unterlagen verlan-
gen und haben in diesem Fall deren Aushändigung zu bestätigen.

(5) Im Falle automationsunterstützter Buchführung sind auf Verlangen der Prüforgane und auf Ko-
sten des Antragstellers Ausdrucke mit den erforderlichen Angaben zu erstellen.

Kontrolleur bei den Übernahmestellen
§ 10. (1) Als Kontrolleur bei der Abnahme der Stärkeerdäpfel im Betrieb oder auf einer Über-

nahmestelle des Stärkeunternehmens, insbesondere zur Überprüfung der in den § l genannten Rechts-
akten vorgeschriebenen Gewichts- und Qualitätsfeststellungen sind Personen zugelassen, die über die
erforderliche Sachkunde und Zuverlässigkeit verfügen und vom Ergebnis der Feststellungen nicht unmit-
telbar betroffen sind. Die erforderliche Sachkunde liegt insbesondere bei Personen vor, die auf Grund
ihrer Berufserfahrung in der Lage sind, die übertragenen Aufgaben ordnungsgemäß zu erfüllen.
Dienstnehmer des Stärkeunternehmens, die beim Stärkeunternehmen keine leitende Stellung innehaben,
gelten als vom Ergebnis der Feststellung nicht unmittelbar Betroffene.

(2) Der Antrag auf Zulassung als Kontrolleur ist vom Stärkeunternehmen schriftlich bei der AMA
einzureichen und hat Name, Adresse, Aufgabenbereich und Stellung im Stärkeunternehmen der in Frage
kommenden Person zu enthalten und ist sowohl von der in Frage kommenden Person als vom Stärkeher-
steller zu unterfertigen.

(3) Die AMA kann die Zulassung von weiteren Bedingungen abhängig machen und mit Auflagen
verbinden, soweit es für die Überwachung von Menge, Art und Beschaffenheit der Stärkeerdäpfel erfor-
derlich ist.

(4) Wird durch die AMA festgestellt, daß die vorgeschriebenen Gewichts- und Qualitätsfeststellun-
gen nicht ordnungsgemäß durchgeführt werden oder ein Kontrolleur nicht über die notwendige Sachkun-
de oder Zuverlässigkeit verfügt, so hat die AMA die jeweilige Zulassung zu widerrufen.

Verantwortlich Beauftragter
§ 11. Das Stärkeunternehmen hat die Verpflichtungen, die ihm gegenüber der zuständigen Stelle ob-

liegen, selbst zu erfüllen oder hiefür einen oder mehrere geeignete verantwortliche Beauftragte zu bestel-
len. Die Bestellung ist der AMA schriftlich in zweifacher Ausfertigung anzuzeigen. Die bestellten Perso-
nen haben die Anzeigen ebenfalls zu unterzeichnen.
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4. ABSCHNITT

Schlußbestimmungen
Strafbestimmungen

§ 12. Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren
Handlung bildet, begeht eine Verwaltungsübertretung gemäß § 117 Abs. l Z 2 MOG, wer

l unrichtige oder unvollständige Angaben tatsächlicher Art macht oder benutzt, um für sich oder
einen anderen eine Ausgleichszahlung oder eine Herstellerprämie zu erlangen, oder

2. als Kontrolleur die ihm nach den in § l genannten Rechtsakten obliegende Aufsichtspflicht nicht
ordnungsgemäß erfüllt.

Berichtspflicht
§ 13. Die AMA hat dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft bis zum 15. Juni eines jeden

Wirtschaftsjahres
1. die in Art. 20 der Verordnung (EG) Nr. 97/95 genannten Daten
2. und die Angaben, die zur Erfüllung der sonstigen Meldepflichten gegenüber der Europäischen

Kommission gemäß den in § l genannten Rechtsakten erforderlich sind,
zu übermitteln.

Molterer

Druck der Österreichischen Staatsdruckerei


